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(Nr. 11927.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 
17. März 1881 (Geſetzſamml. S. 265). Vom 7. Juli 1920, 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
S 
Im § 1 des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 
Geſetzſamml. S. 265) wird als Abſ. 3 hinzugefügt: 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Falle des Bedürfniſſes 
die nach Abſ. 1 zugelaſſenen Zinsſätze zu erhöhen. Die Erhöhung ſoll 
zu Abſ. 1 Lit. a drei Pfennig und zu Abſ. 1 Lit. b zwei Pfennig 
nicht überſteigen. Die Erhöhung kann widerrufen werden. 

2. 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 7. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Severing. 
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Ausgegeben zu Berlin, den 2. Auguſt 1920. 
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(Mr. 11928.) Geſetz, betreffend Anderung des Geſetzes über die Befähigung zum höheren 


Verwaltungsdienſte vom 10. Auguſt 1906 GGeſetzſamml. S. 378). Vom 
8. Juli 1920. ö 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 Artikel J. 
Das Geſetz über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte vom 


10. Auguſt 1906 (Geſetzzamml. S. 378) wird dahin geändert: 
1. Der § 3 erhält folgende Faſſung: 


Zwiſchen der erſten und der zweiten Prüfung iſt ein Vor⸗ 
bereitungsdienſt von mindeſtens drei Jahren zurückzulegen. 


2. Der § 4 erhält folgende Faſſung: 


Der Vorbereitungsdienſt beginnt mit einer ſechsmonatigen Be⸗ 
ſchäftigung als Referendar bei Gerichtsbehörden. 
Abſ. 2 wird geſtrichen. 


3. Der § 6 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Der Regierungsreferendar wird nach Anordnung des Regierungs⸗ 
präſidenten während eines Zeitraums von mindeſtens zwei Jahren 
ſechs Monaten im Verwaltungsdienſte beſchäftigt. f 


4. Der § 10 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 


Die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt iſt die Voraus 
ſetzung für die Berufung zu den Stellen: 5 

1. der Abteilungsdirigenten und der Mitglieder einer Regierung ſo⸗ 
wie der dem Oberpräſidenten und dem Regierungspräſidenten zu⸗ 
geordneten höheren Verwaltungsbeamten mit Ausnahme der 
Juſtitiare und der techniſchen Beamten. Die Stellen der 
Dirigenten bei den Kirchen⸗ und Schulabteilungen der Bezirks⸗ 
regierungen find mit Perſönlichkeiten zu beſetzen, die entweder 
aus dem Schulfache hervorgegangen ſind oder die Befähigung 
zum höheren Verwaltungsdienſt erworben haben. 


5. Der § 13 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, 
Perſonen, welche die Befähigung zum höheren Juſtizdienſt erlangt 
haben, in Ausnahmefällen auch andere Perſonen, die auf Grund ihrer 
fachlichen Vorbildung und mindeſtens dreijähriger Tätigkeit in einem 
öffentlichen Verwaltungsdienſte für die Stellung eines höheren Ver⸗ 
waltungsbeamten beſonders geeignet erſcheinen, als befähigt zum 
höheren Verwaltungsdienſte zu erklären. 

Abſ. 2 wird geſtrichen. 


980 


Artikel II. a 
Referendare, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bereits im 
Vorbereitungsdienſte der Juſtiz oder Verwaltung beſchäftigt find, können zur 
zweiten Prüfung zugelaſſen werden, wenn die geſamte Vorbereitungszeit drei 
Jahre betragen hat. Die näheren Beſtimmungen treffen die Miniſter des Innern 
und der Finanzen. 

Die genannten Miniſter bleiben ferner ermächtigt, die im Artikel I auf 
drei Jahre herabgeſetzte Vorbereitungszeit für Kriegsteilnehmer in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 7. April 1917 (Geſetzſamml. S. 53) um ein weiteres Jahr ab- 
zukürzen. 

Zur Vermeidung von Härten, die ſich aus dem früheren Zeitpunkte des 
Inkrafttretens des Geſetzes über die Dauer des Vorbereitungsdienſtes der Gerichts⸗ 
referendare vom 6. Mai 1920 Geſetzſamml. S. 158) zuungunſten der Regie⸗ 
rungsreferendare ergehen, werden die Miniſter der Finanzen und des Innern 
ermächtigt, beſondere Beſtimmungen zu erlaſſen, die eine Gleichſtellung der Gerichts⸗ 
und Regierungsreferendare hinſichtlich des ſpäter feſtzuſetzenden Dienſtalters ge⸗ 
währleiſten. . 


i Artikel III. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. Juli 1920. N 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Severing 


Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 11929.) Geſetz über die Erhebung von Nachtragsumlagen für das Steuerjahr 1919. 
i Vom 8. Juli 1920. 2 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wir: 
8 1. 
(1) Gemeinden (Gemeindeverbände) dürfen die vor dem 1. April 1920 für 
das Steuerjahr 1919 beſchloſſenen direkten Steuern auch nach dem 1. April 1920 
erheben. b 
5 (2) Im Falle des Abſ. 1 muß den Kreiſen der auf fie entfallende Teil 
der Provinzial (Bezirks) Steuern ſpäteſtens am 30. April 1920, den Gemeinden 
der auf ſie entfallende Teil der Kreisſteuern ſpäteſtens am 15. Mai 1920 mit⸗ 
geteilt ſein. Als Mitteilung gilt auch die Bekanntmachung durch das Amtsblatt 
des Verbandes. Die Mitteilung kann ſchon vor der etwa erforderlichen Genehmi⸗ 
gung des Beſchluſſes geſchehen. 
60* 
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9 2. 


(1) Die Provinzen (Bezirksverbände), die durch beſondere politiſche Ver⸗ 
hältniſſe an der Beſchlußfaſſung vor dem 1. April 1920 verhindert worden ſind, 
dürfen Provinzial (Bezirks) Steuern für das Steuerjahr 1919 auch nach dem 
31. März 1920 beſchließen und erheben. 5 

() Den Kreiſen muß der hiernach auf fie entfallende Teil der Provinzial⸗ 
(Bezirks-) Steuern ſpäteſtens am 31. Mai 1920 mitgeteilt ſein. Dies kann vor 
der etwa erforderlichen Genehmigung des Beſchluſſes geſchehen. 

(3) Für die Rheinprovinz und für die Provinz Weſtfalen tritt an die Stelle 
des 31. Mai 1920 der 6. Juni 1920. 


3: 
(1) Der Abſ. 1 des § 2 gilt in entſprechender Weiſe auch für die Landkreiſe. 
() Den Gemeinden muß der hiernach auf ſie entfallende Teil der Kreis⸗ 
ſteuern ſpäteſtens am 15. Juni 1920 mitgeteilt ſein. Dies kann vor der etwa 


erforderlichen Genehmigung des Beſchluſſes geſchehen. 


sa 
() Hat ein Provinzial⸗ (Bezirks-) Verband während des Steuerjahrs 1919 
oder auf Grund des § 2 nach Ablauf dieſes Steuerjahrs Steuerzuſchläge für 
das Steuerjahr 1919 beſchloſſen, ſo können die Landkreiſe die zur Aufbringung 
dieſer Steuern erforderlichen Steuerzuſchläge auch nach dem 31. März 1920 be⸗ 
ſchließen. An Stelle des Kreistags tritt in dieſem Falle der Kreisausſchuß; hat 
der Kreistag bereits die Steuer beſchloſſen, jo bleibt dieſer Beſchluß wirkſam. 
Der Beſchluß bedarf keiner Genehmigung. 
() Der § 3 Abſ. 2 Satz 1 gilt auch in dieſem Falle. 
9 5. 
Hat der Landkreis vor dem 1. April 1920 oder auf Grund der §§ 3 oder 4 
die Erhebung von direkten Steuern für das Steuerjahr 1919 beſchloſſen, ſo 
können die Gemeinden die zu deren Aufbringung erforderlichen direkten Steuern 
bis zum 30. Juni 1920 beſchließen. Der Beſchluß bedarf keiner Genehmigung. 


8 6. 
Nach dem 31. Juli 1920 dürfen Gemeinden (Gemeindeverbände) in allen 
Fällen direkte Steuern für das Steuerjahr 1919 nur erheben: 
1. wenn bis zu dem genannten Zeitpunkte die Veranlagung bekannt gemacht 
iſt (§ 65 Kommunalabgabengeſetz) ; 
2. ſoweit nach den beſtehenden Vorſchriften Nachveranlagungen zuläſſig 
find (§§ 83 flg. Kommunalabgabengeſetz). 


Nee 


> 6. 
Dieſes Geſetz tritt rückwirkend mit dem 1. April 1920 in Kraft. 
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98. . 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Minifter des Innern und 
der Finanzminiſter beauftragt. 

Sie werden ermächtigt, die in den 98 2 bis 6 feſtgeſetzten Zeitpunkte 
hinauszuſchieben, falls der im § 1 Abſ. 1 der Verordnung zur Überleitung der 
Geſetzgebung im Bereiche der Einkommenſteuer vom 10. Mai 1920 Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 914) beſtimmte Zeitpunkt hinausgeſchoben wird. i 
Berlin, den 8. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Haeniſch. am Zehnhoff. 


Oeſer. Severing. 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 11930.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten der der Braunkohlengrube Gotthold, G. m. b. H. 
in Elſterwerda, gehörigen gleichnamigen Grube bei Hohenleipiſch und Kraupa 
im Kreiſe Liebenwerda. Vom 10. Juli 1920. 


Auf Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 1915 
(Geſetzdnamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) und vom 
15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird hiermit beſtimmt, daß die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu finden 
haben, das die Braunkohlengrube Gotthold, G. m. b. H. in Elſterwerda, als Eigen⸗ 
tümerin der gleichnamigen Grube bei Hohenleipiſch und Kraupa im Kreiſe Lieben⸗ 
werda gegen die Eigentümer der Parzellen Gemarkung Hohenleipiſch Kartenblatt 3 
Nr. 122/11 und Kartenblatt 4 Nr. 19/10, 18/10 und 5 ſowie Gemarkung Kraupa 
Kartenblatt 2 Nr. 311/74 und 159/23 zum Zwecke der Anlegung einer Draht⸗ 
ſeilbahn für die bezeichnete Grube gemäß SS 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes 
für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) bean⸗ 
tragt hat. 


Berlin, den 10. Juli 1920. 


— 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 11931.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 3 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung zweier Stromzuführungsleitungen 
von Trattendorf nach Kottbus durch die Stadt Kottbus. Vom 10. Juli 1920. 


Ai Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 
1918 (GGeſetzzamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung zweier Strom⸗ 
zuführungsleitungen von den Niederlausitzer Kraftwerken bei Trattendorf, Kreis 
Spremberg, nach dem ſtädtiſchen Elektrizitätswerk in Kottbus Anwendung findet, 
nachdem der Stadt Kottbus das Enteignungsrecht für den Bau der Leitungen 
durch den Erlaß vom 6. Juli 1920 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 10. Juli 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11932.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
5 Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer elektriſchen Hochſpannungsleitung 
vom Kraftwerke Lauta i. L. nach Großenhain in Sachen, | oweit ſie preußiſches 

Gebiet berührt. Vom 10. Juli 1920. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. ©. 141) und 15. Auguſt 1918 
(Gefehfamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
nach den Vorſchriften der Verordnung bei dem Bau einer elektriſchen Hochſpannungs⸗ 
leitung vom Kraftwerke Lauta i. L. nach Großenhain in Sachſen, ſoweit ſie preußiſches 
Gebiet berührt, Anwendung findet, nachdem der Geſellſchaft für Kraftübertragung, 
G. m. b. H. in Berlin, das Enteignungsrecht für den Bau der Leitung durch den 
Erlaß der Reichsregierung vom 10. Juni 1920 verliehen worden iſt. Soweit die 
Leitung preußiſches Gebiet berührt, kommen die Kreiſe Calau (Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O.), Hoyerswerda Regierungsbezirk Liegnitz) und Liebenwerda 
Regierungsbezirk Merſeburg) in Betracht. a 
Berlin, den 10. Juli 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


— 393 — 


N (Mr. 11933.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
0 i Enteignungsverfahrens zugunſten der Konſolidierten Braunkohlengrube Georg 
a bei Aſchersleben. Vom 10. Juli 1920. 


Aut Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Gefekfamm!. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 
25. September 1915 (Geſetzſamml. ©. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. 
S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß 
die Vorſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu 
finden haben, das die Konſolidierte Braunkohlengrube Georg bei Aſchersleben 
zum Zwecke der Weiterführung des planmäßigen Kohlenabbaues auf ihrer Betriebs⸗ 
abteilung Jakob in Königsaue im Landkreiſe Quedlinburg gegen die Eigentümer 
der Parzellen Gemarkung Königsaue Kartenblatt 3 Nr. 453/258, 257, 17, 326 und 
337 auf Grund der §§ 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen 
Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) beantragt hat. 
Berlin, den 10. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11934.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten des der Braunkohlen⸗ und Brikett⸗ 
Induſtrie, Aktiengeſellſchaft in Berlin, gehörigen Braunkohlenbergwerkes 
Marie⸗Anne bei Kleinleipiſch im Kreiſe Liebenwerda. Vom 13. Juli 1920, 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 
1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 GGeſetzſamml. S. 144) 
wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Braunkohlen⸗ 
und Brikett⸗Induſtrie, Aktiengeſellſchaft in Berlin, zur Erſchließung des Tage⸗ 
baues III ihres Braunkohlenbergwerkes Marie⸗Anne bei Kleinleipiſch im Kreiſe 
Liebenwerda durch Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 23. Juni 1920 
verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 


Berlin, den 13. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


„ 
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(Ar 11935.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung einer elektriſchen Doppelfreileitung 
von Zſchornewitz bis zur anhaltiſchen Grenze durch das Elektrizitätswerk 

A Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. Vom 15. Juli 1920. 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 
1918 GGeſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Errichtung einer elektriſchen 
Doppelfreileitung vom Schalthaus im Kraftwerke Zſchornewitz der Elektrowerke 
Aktiengeſellſchaft bis zur anhaltiſchen Grenze zwiſchen dem Torhauſe Mollshütte 
und den Küchenbergen im Kreiſe Bitterfeld Anwendung findet, nachdem dem 
Elektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., das Enteignungs⸗ 
recht für den Bau der Doppelfreileitung durch den Erlaß vom 17. Juni 1920 ver⸗ 
liehen worden iſt. 

Berlin, den 15. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. | 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11936.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des verein⸗ 
fachten Enteignungsverfahrens beim Bau einer elektriſchen Hochſpannungs⸗ 
leitung von Wilhelmshall nach Waſſerleben. Vom 16. Juli 1920. 
Ai Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. Seztember 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung beim Bau einer elektriſchen 
Doppelfreileitung von einer bei Wilhelmshall im Kreiſe Halberſtadt zu errichtenden 


Transformatorenſtation nach einer bei Waſſerleben im Kreiſe Wernigerode zu 


errichtenden Transformatorenſtation Anwendung findet, nachdem dem Elektrizitäts⸗ 

werk Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., das Enteignungsrecht für den 

Bau der Doppelfreileitung durch Erlaß vom 1. Juli 1920 verliehen worden iſt. 
Berlin, den 16. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berkin, gedruckt in der Reichsdruckerei⸗ 

Der Bezugbpreis der Preußiſchen Geſetzſammlung iſt vom 1. Juli 1920 ab für die zu dieſem Zeitpunkte neu hinzutretenden 
Bezieher um den Betrag der geſetzlichen Zeitungsgebühr erhöht und auf vier (4) Mark 65 Pf. feftgefeht. 
Deſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 & und 1884 bis 1913 zu 4,00 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


